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Vorwort 
Sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Universitätsverwaltung, Wissenschaft gemeinsam 
möglich zu machen war, ist und bleibt unser gemeinsamer Anspruch.  

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, haben wir gemeinsam mit Ihnen und den Kolleginnen und 
Kollegen aus Fakultäten und Einrichtungen Projekte durchgeführt. In gemischten Teams haben wir 
über den sprichwörtlichen Tellerrand geschaut, Neues ausprobiert und unsere Prozesse und Struktu-
ren umgestaltet. Das alles wurde durch ein professionelles Change-Management begleitet und trans-
parent in die Universität hinein kommuniziert. 

Einen weiteren wichtigen Grundstein bildet die Auseinandersetzung mit unserem Dienstleistungsver-
ständnis. Im Ergebnis haben wir - unter Einbeziehung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter - eine all-
gemein verständliche Beschreibung unserer Ermöglichungskultur entwickelt. Gemeinsam mit unserem 
Selbstverständnis „Das sind WIR“ bieten uns und besonders neuen Kolleginnen und Kollegen diese 
Ergebnisse Orientierung sowie eine Diskussionsgrundlage für eine kontinuierliche Weiterentwicklung 
unserer Kultur. 

Führung ist ein zentraler Bestandteil der Kultur. Die Führungskräfte haben gemeinschaftlich Führungs-
grundsätze erarbeitet und sich auf diese als Maßstab ihres Handelns verständigt.  

 
Mit der Erfahrung aus ZEUS (Zentrales Evaluationsprojekt Universität Siegen), wie es uns gelingen 
kann, Veränderungen erfolgreich zu etablieren, ist der Grundstein gelegt, um auch in Zukunft gut auf 
Veränderungen vorbereitet zu sein.  

Das Qualitätsmanagement der Verwaltung hilft uns dabei, bestehende Qualität zu sichern und neue 
Qualität zu entwickeln. Qualitätsmanagement steht im Mittelpunkt und verbindet unsere Führung, Pro-
zesse/Standards, Strukturen und Ermöglichungskultur und ermöglicht eine kontinuierliche und syste-
matische Weiterentwicklung der Universitätsverwaltung. 

Die neue Geschäftsordnung soll es der Universitätsverwaltung und ihren Beschäftigten durch eine 
zielgerichtete Professionalisierung und Vereinheitlichung der Arbeitsabläufe ermöglichen, sich auf ihre 
Kernaufgabe, Wissenschaft gemeinsam möglich zu machen, zu konzentrieren. 

Unabdingbare Voraussetzung hierfür sind qualifizierte und motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die dafür sorgen, dass die Geschäftsordnung im Alltag „zum Leben erweckt wird“.  

Helfen Sie auch in der Zukunft mit, die vielfältigen an die Universitätsverwaltung gestellten Anforde-
rungen zu bewältigen, damit wir unser Ziel gemeinsam in enger und vertrauensvoller Zusammenarbeit 
erreichen und damit einen Beitrag zur Stärkung der Universität Siegen als Standort erstklassiger Bil-
dung und Forschung leisten! 
Als Verwaltung sind wir ein wichtiger Teil der exzellenten Strukturen, die für individualisierte Lehre und 
fokussierte Forschung erforderlich sind. 
 

Ihr 

 
Ulf Richter, Kanzler 
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1. Grundsätzliches 

1.1 Zweck und Geltungsbereich 
Zusammen mit der Geschäftsordnung, dem Geschäftsverteilungsplan und dem Organigramm bilden 
die drei Elemente unseres gemeinsamen Selbstverständnisses, „Unsere Ermöglichungskultur“, „Das 
sind Wir“ und „Unsere Führungsgrundsätze“ die Grundlage für die Arbeit der Universitätsverwaltung.  
Die Geschäftsordnung regelt zusammen mit den Stellenbeschreibungen der einzelnen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten von Arbeitsabläufen und stellt sicher, 
dass diese zügig, effektiv und transparent vollzogen werden können.  
Dabei richtet sie sich an alle Beschäftigten der Dezernate, Servicereferate sowie der Kanzlerin oder 
dem Kanzler unterstellten Stabsabteilungen und Stabsstellen. Sie regelt Fragen des Aufbaus, des 
Ablaufes und des Geschäftsverkehrs, die eine einheitliche Handhabung erfordern, verbindlich. 

 

1.2 Ergänzende Regelungen 
Besondere Vorschriften und gesetzliche Bestimmungen ergänzen die Geschäftsordnung bzw. gehen 
dieser vor. Bestehende Regelungen gelten in der jeweils aktuellen Fassung daneben fort; die Wich-
tigsten sind dieser Geschäftsordnung beigefügt (Anlage 1). Änderungen und Aktualisierungen werden 
an den Bereich Organisation gemeldet. 

 

1.3 Bekanntgabe 
Die Vorgesetzten sorgen dafür, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Kenntnis von der Geschäfts-
ordnung in der jeweils aktuellen Fassung erhalten. Die Vorgesetzten informieren die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter über die Geschäftsordnung sowie etwaige Änderungen der Geschäftsordnung und 
achten auf deren Einhaltung. 

Die Geschäftsordnung kann im Internet eingesehen werden. 

 

1.4 Weiterentwicklung 
Alle Beschäftigten können sich jederzeit mit Vorschlägen zur Verbesserung der Geschäftsordnung an 
den Bereich Organisation wenden, welcher die Geschäftsordnung jährlich auf Aktualität prüft. 

 

2. Organisation 

2.1 Gliederung 
a) Die Universitätsverwaltung gliedert sich in Dezernate und Referate mit ihren jeweiligen Abteilun-

gen. Darüber hinaus können Stabsabteilungen und Stabsstellen gebildet werden. 

b) Innerhalb von (Stabs-)Abteilungen und Stabsstellen können Teams gebildet werden.  

c) Referate stehen unter der fachlichen Verantwortung einer Prorektorin oder eines Prorektors (Res-
sortverantwortung). Stabsabteilungen können unter der fachlichen Verantwortung einer Prorekto-
rin oder eines Prorektors oder der Kanzlerin oder des Kanzlers stehen. 

d) Die Aufgabenzuordnung ist im Geschäftsverteilungsplan geregelt. In diesem sind die Aufgaben so 
beschrieben, dass Überschneidungen der Zuständigkeiten vermieden werden. Der Geschäftsver-
teilungsplan weist namentlich die Personen aus, die als Vorgesetzte im Rahmen ihrer Führungs-
aufgabe weisungsbefugt sind. Der Geschäftsverteilungsplan wird durch die jeweiligen Bereiche 
mindestens zweimal jährlich überprüft und angepasst. 

e) Alle Beschäftigten können sich unmittelbar an die Interessensvertretungen oder sonstige Beauf-
tragte, sowie in persönlichen Angelegenheiten auch unmittelbar an die Kanzlerin oder den Kanz-
ler, wenden. 



5  

2.2 Leitung 
a) Kanzlerin oder Kanzler 

Die Kanzlerin oder der Kanzler ist Mitglied des Rektorats. Sie oder er leitet auch die Universitäts-
verwaltung und ist Organisationsverantwortliche bzw. Organisationsverantwortlicher, Dienstvorge-
setzte bzw. Dienstvorgesetzter der Beschäftigten in Technik und Verwaltung sowie Beauftragte 
bzw. Beauftragter für den Haushalt. Sie bzw. er koordiniert die Universitätsverwaltung und legt die 
strategischen Ziele sowie die Arbeitsziele und -schwerpunkte fest. Sie bzw. er trifft die organisato-
rischen und personellen Vorkehrungen für die ordnungsgemäße Erledigung der Aufgaben und 
trägt Sorge für die Einheitlichkeit des Handelns der Verwaltung. Sie bzw. er trifft grundlegende 
Entscheidungen über die Geschäftsverteilung und erlässt die Geschäftsordnung. 

b) Dezernentinnen und Dezernenten, Referatsleiterinnen und Referatsleiter, (Stabs-
)Abteilungsleiterinnen und (Stabs-)Abteilungsleiter und Teamleiterinnen und Teamleiter 

Dezernentinnen und Dezernenten, Referatsleiterinnen und Referatsleiter und (Stabs-
)Abteilungsleiterinnen und (Stabs-)Abteilungsleiter sind Vorgesetzte der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in ihrem Bereich und sind als solche für die Personalführung verantwortlich. Teamleiterin-
nen und Teamleiter sind fachlich verantwortlich. Alle Führungskräfte handeln auf Basis der ge-
meinsam definierten Führungsgrundsätze. 

i. Dezernentinnen und Dezernenten und Referatsleiterinnen und Referatsleiter legen darüber 
hinaus Arbeitsziele und –schwerpunkte ihres Bereiches fest. Sie koordinieren ihre Bereiche, 
entscheiden in grundsätzlichen Fällen oder in Fällen von besonderer Tragweite sowie Bedeu-
tung und stellen die Einhaltung der Beteiligungspflichten gegenüber Interessenvertretungen si-
cher. Dezernentinnen und Dezernenten und Referatsleiterinnen und Referatsleiter entwickeln 
ihre Bereiche kontinuierlich und im Hinblick auf die Qualität(ssicherung) der eigenen Dienst-
leistungen in Abstimmung mit der Kanzlerin oder dem Kanzler strategisch weiter.  

ii. (Stabs-)Abteilungs- und Teamleiterinnen und -leiter priorisieren und koordinieren den Arbeits-
einsatz und sorgen für eine ordnungsgemäße Erledigung der Aufgaben. Sie sind verantwort-
lich für die Maßnahmen im laufenden Geschäftsbetrieb. 

iii. Die Stabsstellen sind dem Rektorat oder der Kanzlerin oder dem Kanzler zugeordnet. Die 
Stabsstellen nehmen neben der fachlichen Beratung Sonderaufgaben für Entscheidungsvor-
bereitungen wahr. Die Regelungen der Abschnitte i. und ii. gelten entsprechend.  

 

2.3 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Das Aufgabengebiet der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird im Geschäftsverteilungsplan dokumen-
tiert. Sie sind für die ordnungsgemäße Bearbeitung der ihnen zugewiesenen oder vorübergehend über-
tragenen Aufgaben eigenverantwortlich. Sie sollen sich an der Weiterentwicklung des eigenen Aufga-
benfeldes aktiv beteiligen, Vorschläge in fachlichen und organisatorischen Angelegenheiten unterbrei-
ten, persönliche Fortbildungsbedarfe melden und bei abstimmungsbedürftigen Entscheidungen mitwir-
ken bzw. diese vorbereiten. Sie unterrichten ihre Führungskraft über alle wesentlichen Angelegenhei-
ten aus ihrem Arbeitsbereich.  

 

3. Geschäftsablauf 

3.1 Projektarbeit 
Für besondere Aufgabenstellungen können Projektgruppen gebildet werden. Bereichsübergreifende 
Projekte werden durch die Kanzlerin oder den Kanzler in Auftrag gegeben. Das Projekt erhält einen 
konkreten Auftrag, einen zeitlichen Rahmen und messbare Ziele. Eine verantwortliche Leiterin oder 
einen verantwortlichen Leiter des Projektes, die dazugehörigen Kompetenzen und die Kommunikati-
onspflichten sind festzulegen. 

 

3.2 Federführung 
Berührt ein Vorgang die Aufgaben mehrerer Bereiche, ist der Bereich federführend, der sachlich über-
wiegend zuständig ist. Der federführende Bereich prüft zu Beginn, welche anderen Bereiche zu beteili-
gen sind und unterrichtet diese unverzüglich. Meinungsverschiedenheiten bzgl. der Federführung sind 
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unverzüglich mit der oder dem nächsten gemeinsamen Vorgesetzten zu klären. Bis zur Klärung bleibt 
derjenige Bereich zuständig, der mit der Angelegenheit zuerst befasst war. 

 

3.3 Vorlagen, Rücksprachen und Geschäftsgang 
a) Vorlagen für das Rektorat, den Senat und/oder den Hochschulrat sollen auf dem Dienstweg über 

die Kanzlerin oder den Kanzler und/oder die zuständige Prorektorin oder den zuständigen Prorek-
tor eingereicht werden. Das Weitere regeln die Bereiche selbst. 

b) Rücksprachen mit der Kanzlerin oder dem Kanzler bzw. der Prorektorin oder dem Prorektor 
nimmt die Dezernentin oder der Dezernent bzw. die Referatsleiterin oder der Referatsleiter oder in 
Absprache mit der Kanzlerin oder dem Kanzler die zuständige Abteilungsleiterin oder der zustän-
dige Abteilungsleiter oder die Teamleiterin oder der Teamleiter wahr. Weitere Delegationen sind 
möglich.  

c) In grundlegenden Angelegenheiten ist die oder der jeweilige Vorgesetzte zu beteiligen. Bei Routi-
neangelegenheiten sind Vorgesetzte nur im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Führungsaufgaben 
zu beteiligen. In Angelegenheiten von besonderer Bedeutung oder Tragweite ist der Geschäfts-
gang, d.h. über die Kanzlerin oder den Kanzler und/oder über die Rektorin oder den Rektor, ein-
zuhalten. 

 

3.4 Posteingang 
a) Posteingänge sind alle Dokumente, die bei der Universität Siegen per E-Mail, per Fax und per 

Briefpost eingehen. Nähere Erläuterungen zum Umgang mit E-Mails (Anlage 1 C). 

b) Posteingänge per Briefpost werden von der zentralen Poststelle angenommen, mit einem Ein-
gangsstempel versehen und unverzüglich an die adressierte Person bzw. den angegebenen Be-
reich weitergeleitet.  

c) Posteingänge per Briefpost, die, ohne nähere Angabe des Adressaten, an die Universität Siegen 
gerichtet sind, werden von der Poststelle geöffnet, mit dem Eingangsstempel versehen und der 
Dezernentin oder dem Dezernenten des Dezernates 1 vorgelegt. Die Dezernentin oder der De-
zernent des Dezernates 1 zeichnet die Briefpost aus und leitet sie der zuständigen Dezernentin 
oder dem zuständigen Dezernenten bzw. der zuständigen Referatsleiterin oder dem zuständigen 
Referatsleiter zu. Falls sie oder er verhindert ist, erfolgt die Auszeichnung durch eine von ihr bzw. 
ihm bestimmte Abteilungsleiterin oder ein von ihr bzw. ihm bestimmter Abteilungsleiter. Wichtige 
Vorgänge werden in den Geschäftsgang, d.h. an die Kanzlerin oder den Kanzler und an die Rek-
torin oder den Rektor geleitet.  

d) Rechnungen, die in Papierform eingehen, werden von der Poststelle zur weiteren Verteilung direkt 
an das Team Finanzbuchhaltung geleitet. Sie werden aufgrund der digitalen Weiterverarbeitung 
zur Vermeidung von Fehlinterpretationen durch das System nicht mit einem Eingangsstempel 
versehen. Im Rahmen des Einführungsprojekts „elektronischer Rechnungseingang“ wurden die 
dezentralen Bereiche ferner wie folgt informiert:  

- Dezentral eingehende Rechnungen sind ohne Eingangsstempel umgehend dem Team Fi-
nanzbuchhaltung zuzuleiten.  

- Dezentral per Mail eingehende Rechnungen sind unverzüglich an die zentrale Rechnungs-
eingangsadresse beim Team Finanzbuchhaltung (Postfach pdfRechnung@uni-siegen.de) 
weiterzuleiten. 

e) Postsendungen mit namentlichen oder institutionellen Anschriften werden den Adressaten unge-
öffnet zugeleitet. 

f) Alle Beschäftigten sind verpflichtet, postalische Eingänge dienstlicher Art, die ihnen unmittelbar 
zugehen, mit einem Eingangsvermerk zu versehen. Bei Eingängen jenseits des wiederkehrenden 
Geschäftes sind diese unverzüglich auf den Dienstweg und damit an die direkte Vorgesetzte oder 
den direkten Vorgesetzten zu geben. Die oder der Vorgesetzte entscheidet im Einzelfall, ob der 
Eingang in den Geschäftsgang und damit über die Kanzlerin oder den Kanzler und die zuständige 
Prorektorin oder den zuständigen Prorektor zu geben ist. 

g) Fehlgeleitete Eingänge sind unmittelbar und unverzüglich an den zuständigen Bereich weiterzulei-
ten. 

mailto:pdfRechnung@uni-siegen.de
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h) Bei postalischen Eingängen, die mehrere Bereiche betreffen, erhält der federführende Bereich 
das am Eingangsstempel durch Pfeil auf den jeweiligen Bereich gekennzeichnete Original und 
fertigt für die mitbeteiligten Bereiche unverzüglich eine (elektronische) Kopie an. Dies ist mit ei-
nem Erledigungsvermerk vor Anfertigung der Kopie durch die Bearbeiterin oder den Bearbeiter 
auf dem Original zu bestätigen. 

i) Eil- und Terminsachen, deren Bearbeitung an kurze Fristen gebunden ist, sind dem federführen-
den Bereich unverzüglich vorab per E-Mail oder Fax zuzuleiten. Dies ist auf dem Original zu ver-
merken. 

j) Anwaltliche Schriftsätze und Gerichtsverfügungen sind umgehend an die Dezernentin oder den 
Dezernenten für Recht und Akademisches zu geben. Anwaltliche Schriftsätze und Gerichtsverfü-
gungen, die sich auf Personalangelegenheiten beziehen, sind umgehend an die Dezernentin oder 
den Dezernenten für Personal zu geben. 

k) Erlasse sowie Schriftsätze, Anfragen und Mitteilungen oberster Landesbehörden werden im Vor-
zimmer der Kanzlerin oder des Kanzlers mit einer Kontrollnummer gekennzeichnet und in eine 
Datenbank („Erlasskontrolle“) eingetragen, auf welche Dezernentinnen und Dezernenten, Refe-
ratsleiterinnen und Referatsleiter sowie Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter Zugriff haben. 
Der federführende Bereich nimmt etwaige Fristen unter Kontrolle. Die Erlasskontrolle wird zum 
elektronischen Abruf unter Angabe des Datums, des thematischen Bezugs sowie des Aktenzei-
chens bereitgehalten. 

l) Es ist sicherzustellen, dass die Eingänge zügig zu den Bearbeiterinnen und Bearbeitern gelangen 
und eine unnötige Verweildauer bei den Sichtberechtigten - insbesondere bei deren Abwesenheit 
- ausgeschlossen wird. 

m) Bei Eingängen, die als vertraulich gekennzeichnet sind, ist dafür zu sorgen, dass der Inhalt Unbe-
fugten nicht bekannt werden kann. Personalangelegenheiten sind stets vertraulich zu behandeln. 

n) Soweit eine Eingangsbestätigung üblich oder wegen der Bedeutung einer Angelegenheit geboten 
ist oder gefordert wird, ist diese unverzüglich zu verschicken. 

 

3.5 Sicht- und Arbeitsvermerke 
a) Für die Sicht- und Arbeitsvermerke benutzen: 

Rektorin/Rektor den roten Farbstift 

Kanzlerin/Kanzler den grünen Farbstift 

Vertretung Kanzlerin/Kanzler den violetten Farbstift 

Dezernat für Personal den braunen Farbstift 

Dezernat für Recht und Akademi-
sches den orangenen Farbstift 

b) Es bedeuten: 

Farbstrich oder Namenszeichen Kenntnis genommen 

Pfeil am Eingangsstempel auf einen 
Bereich 

Bestimmung des federführenden Bereiches/der Zustän-
digkeit 

+ Schlusszeichnung vorbehalten 

V vor Abgang zur Kenntnis vorzulegen 

N nach Abgang zur Kenntnis vorzulegen 

b.R. bitte Rücksprache 

b.A. bitte Anruf 

z. d. A. Zu den Akten (Ablage, da Vorgang abgeschlossen) 

Eilt bevorzugt bearbeiten 
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erl. erledigt 

GG Geschäftsgang 

z.K. Zur Kenntnis 

z.w.V. zur weiteren Veranlassung 

Sofort unverzüglich vor allen anderen Sachen bearbeiten 

z. V. Zum laufenden Vorgang 

Wv. am 
Wiedervorlage mit Angabe das Datums, wenn der Vor-
gang noch nicht abschließend erledigt ist 

 

c) Die Erledigung des Arbeitsvermerks soll durch Handzeichen mit Vermerk (erl.) der Bearbeiterin 
oder des Bearbeiters und mit Datum vermerkt werden. 

 

3.6 Vorgangsbearbeitung 
a) Die Reihenfolge der Vorgangsbearbeitung richtet sich nach der Wichtigkeit und Dringlichkeit der 

Sache. Wesentliche Arbeitsrückstände sind der Führungskraft unverzüglich anzuzeigen. Füh-
rungskräfte können zu Vorgangsbearbeitung und Arbeitsrückständen Näheres bestimmen. 

b) Es sind bevorzugt elektronische Verfahren zu nutzen. E-Mails sind gegenüber der Briefpost vor-
rangig einzusetzen, soweit nichts entgegensteht. 

c) Bei dem Ausdruck von Schriftstücken ist auf eine wirtschaftliche und umweltschonende Handha-
bung zu achten. 

d) Auf Verständlichkeit und Vollständigkeit ist bei schriftlicher Kommunikation zu achten, diese ist so 
knapp wie möglich gefasst und nicht allgemein gebräuchliche Abkürzungen werden darin erläu-
tert. 

e) Soweit Rücksprachen, Anordnungen, Auskünfte oder sonstige wichtige Hinweise von Bedeutung 
für den Vorgang sind, werden sie so knapp wie möglich aktenkundig gemacht. Einer Bitte um 
Rücksprache ist innerhalb von fünf Werktagen nachzukommen. 

f) Wird der Vorgang an einen anderen Bereich übergeben, so ist die Absenderin oder der Absender 
darüber zu informieren. 

g) Kann eine Bearbeitung nicht innerhalb einer angemessenen Zeit (10 Arbeitstage) nach Eingang 
endgültig abgeschlossen werden, wird die Absenderin oder der Absender über die voraussichtli-
che Dauer der Bearbeitung informiert. Gibt es übliche und bekannte Termine (z. B. für Studien-
platzbewerberinnen und -bewerber), gilt dies entsprechend. Dies gilt nicht für Arbeitsvorgänge, die 
nach Art und Umfang des Dienstgeschäfts längere Bearbeitungszeiten beanspruchen und dies 
der Absenderin oder dem Absender bekannt ist. 

h) Von jedem Schreiben an Externe sind Reinschrift und ein Entwurf (Kopie als Aktenexemplar, als 
solcher zu kennzeichnen) auf entsprechendem Briefkopf zu erstellen. Beide sind grundsätzlich mit 
dem Namen, der Telefondurchwahl, dem Telefaxanschluss und der E-Mail-Adresse der Verfasse-
rin oder des Verfassers zu versehen. Ist das Schreiben nicht von der Verfasserin oder dem Ver-
fasser selbst gefertigt worden, setzt die oder der Bearbeitende sein Namenszeichen hinter dem 
Datum ein. Schreiben, die von der Führungskraft unterzeichnet werden, sind am Ende des Ent-
wurfs von der oder dem Bearbeitenden mit Namenszeichen und Datum zu versehen. 

i) Die Unterzeichnerin oder der Unterzeichner der Reinschrift paraphiert am Ende des Entwurfs mit 
dem aktuellen Datum. 

j) Auf dem Entwurf ist von der Absenderin oder dem Absender zu vermerken, an welchem Tag es 
versandt wurde. 

k) Auf jedem Schriftstück (elektronisch oder postalisch) wird bei Bedarf ein Arbeitsvermerk zum 
weiteren Vorgehen notiert. 

l) Im Schriftverkehr sind die Vorgaben bzgl. des Corporate Designs, die Sprachregelungen hinsicht-
lich der Gleichstellung von Frau und Mann sowie die Vorgaben der Standardisierungen (Anlage 1 
C) zu beachten. 
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3.7 Mitzeichnung 
In Angelegenheiten, in denen ein weiterer Bereich zu beteiligen ist, hat der federführende Bereich die-
sen durch Mitzeichnung zu beteiligen, sofern eine sonstige Abstimmung alleine nicht zweckmäßig ist. 
Hierzu wird der Entwurf mit den notwendigen Unterlagen zur Mitzeichnung zugeleitet. Durch die Mit-
zeichnung übernimmt die oder der Mitzeichnende die Verantwortung für die sachgemäße Bearbeitung 
für ihren bzw. seinen Aufgabenbereich. 

 

3.8 Unterzeichnung 
Wer im Rahmen seiner Befugnis unterschreibt, übernimmt damit die Verantwortung für die ordnungs-
gemäße Bearbeitung des Vorgangs. 

a) Die Kanzlerin oder der Kanzler unterschreibt für ihren bzw. seinen Aufgabenbereich und insbe-
sondere Vorgänge von grundsätzlicher Bedeutung oder besonderer Tragweite. Darüber hinaus 
unterschreibt sie bzw. er, soweit sich die Rektorin oder der Rektor die Zeichnung nicht vorbehal-
ten hat, und in Vertretung der Rektorin oder des Rektors. Ferner unterschreibt sie oder er alle 
Vorgänge, deren Zeichnung sie bzw. er sich vorbehalten hat.  
Die Kanzlerin oder der Kanzler unterschreibt auf ihrem bzw. seinem Briefkopf „Die Kanzlerin“ bzw. 
„Der Kanzler“ mit ihrem bzw. seinem Namen ohne Zusatz, bei Zeichnung in Vertretung der Rekto-
rin oder des Rektors auf dem Briefkopf „Die Rektorin“ bzw. „Der Rektor“ mit dem Zusatz „In Ver-
tretung“. 
Die Vertreterin oder der Vertreter der Kanzlerin oder des Kanzlers unterschreibt mit dem Zusatz 
„In Vertretung“ auf dem Briefbogen „Die Kanzlerin“ bzw. „Der Kanzler“, bei der Verwendung des 
Briefbogens „Die Rektorin“ bzw. „Der Rektor“ mit dem Zusatz „Im Auftrag“. 

b) Die Dezernentinnen und Dezernenten und Referatsleiterinnen und Referatsleiter unterschreiben 
alle sonstigen Vorgänge, soweit nicht die Kanzlerin oder der Kanzler oder die zuständige Prorek-
torin oder der zuständige Prorektor sich die Zeichnung vorbehalten hat, oder die Abteilungsleite-
rinnen und Abteilungsleiter, Teamleiterinnen und Teamleiter oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Unterschriftsbefugnis erhalten. Die Unterschriftsregelung legen die Bereiche selbstständig fest. 
In allen Angelegenheiten, in denen die Rektorin oder der Rektor nach den gesetzlichen Bestim-
mungen zuständig ist bzw. die sie bzw. er selbst zeichnet, ist der Briefkopf „Die Rektorin“ bzw. 
„Der Rektor“ zu verwenden. Für Angelegenheiten, die in einen Geschäftsbereich einer Prorektorin 
oder eines Prorektors fallen, ist der Briefkopf der jeweiligen Prorektorin bzw. des jeweiligen Pro-
rektors zu verwenden. Für alle anderen Schreiben ist der Briefkopf „Die Kanzlerin“ bzw. „Der 
Kanzler“ zu verwenden. 

c) Im Schriftverkehr mit Studieninteressierten und Studierenden, der nicht in Form eines Bescheides 
erfolgt oder die Universität Siegen im Außenverhältnis rechtlich bindet (z. B. Informationen und 
Einladungen) wird die Bezeichnung des Referates oder die Bezeichnung der betreffenden Abtei-
lung im Briefbogen genutzt. Im Schriftverkehr mit ausländischen Studien- und Promotionsinteres-
sierten und ausländischen Studierenden und Promovierenden kann zur Klarheit der Ansprech-
partnerin oder des Ansprechpartners auch bei Bescheiden der Briefbogen des betreffenden Refe-
rats oder der betreffenden Abteilung genutzt werden. Diese Schreiben unterschreibt die Referats-
leiterin oder der Referatsleiter ohne Zusatz oder die Abteilungsleiterin oder der Abteilungsleiter 
oder die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Zusatz "Im Auftrag". 

 

3.9 Vertretung und Abwesenheit 
a) Bei Abwesenheit ist grundsätzlich eine Stellvertretung zu benennen, die sicherstellt, dass wichtige 

Vorgänge bearbeitet werden. Eine entsprechende Übergabe oder das Vorhandensein aller wichti-
gen Informationen muss gewährleistet sein. Bei geplanter Abwesenheit von mehr als einem Tag 
muss durch entsprechende technische Vorkehrungen (z.B. Anrufbeantworter, Rufumleitung, Ab-
wesenheitsassistent und/oder Weiterleitung im E-Mail Programm) dafür Sorge getragen werden, 
dass über die voraussichtliche Dauer der Abwesenheit und die Stellvertretung informiert wird (An-
lage 1 C). Die Kanzlerin oder der Kanzler kann eine ständige Vertreterin oder einen ständigen 
Vertreter benennen. Für den Fall, dass diese bzw. dieser abwesend ist, bestimmt die Kanzlerin 
oder der Kanzler eine weitere Person zur Wahrnehmung der Vertretung. 

b) Für Urlaubsanträge sind die Zustimmung der oder des Vorgesetzten und die Mitzeichnung der 
Stellvertretung notwendig. Die jeweilige Dezernentin oder der jeweilige Dezernent bzw. die Refe-
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ratsleiterin oder der Referatsleiter ist über die Urlaubsabwesenheit in ihrem bzw. seinem Bereich 
zu unterrichten, soweit sie bzw. er sie selbst nicht genehmigt hat. Die Letztentscheidung über die 
Genehmigung des Urlaubsantrags erfolgt durch das Personaldezernat im Auftrag des Kanzlers. 

c) Die Dezernentinnen und Dezernenten bzw. die Referatsleiterinnen und Referatsleiter regeln ihre 
Vertretung in ihren Bereichen und stimmen diese mit der Kanzlerin oder dem Kanzler ab. 

 

4. Kommunikation mit den Medien und Öffentlichkeitsarbeit 
a) Auskünfte an Presse, Rundfunk und Fernsehen erteilt grundsätzlich die Rektorin oder der Rektor, 

die Kanzlerin oder der Kanzler sowie die Presse- und Kommunikationsstelle. In Absprache mit 
diesen können auch andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Auskünfte erteilen. 

b) Die Dezernentinnen und Dezernenten und die Referatsleiterinnen und Referatsleiter informieren 
die Presse- und Kommunikationsstelle rechtzeitig über Sachverhalte, die für die Öffentlichkeitsar-
beit von Interesse sein könnten. Über eine Weitergabe an die Medien entscheidet die Presse- und 
Kommunikationsstelle. 

c) Die Intra- und Internetseiten der Universitätsverwaltung sowie Veröffentlichungen wie Präsentati-
onen und Dokumente sind optisch einheitlich zu gestalten (Anlage 1 C) und aktuell zu halten. Die 
Führungskräfte leben dies vor und halten dies nach. 

 

5. Schlussbestimmungen 
Diese Geschäftsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in dem Verkündungsblatt „Amtliche 
Mitteilungen der Universität Siegen“ in Kraft. Gleichzeitig verliert die Geschäftsordnung vom 
10. Juli 2018 (Amtliche Mitteilung 32/2018) ihre Gültigkeit. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Absatz 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften des Hochschulgesetzes oder des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der 
Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses 
nicht hingewiesen worden. 

 

 

Siegen, den 19. Mai 2020 Der Kanzler 

 

          

 

(Ulf Richter) 
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Anlage 1 Ergänzende Regelungen 
 

A) Dienstvereinbarungen/Dienstanweisungen/Rahmenvereinbarungen/Handlungsanleitungen 
Dienstvereinbarung 

• zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG), Januar 2008 inkl. Merkblatt 

• zur Einführung, Betrieb und Änderung des SAP-Systems, September 2012 

• über den Einsatz von Videoüberwachung, Juni 2016 

• über den Betrieb der digitalen Kommunikationsanlage, Februar 2002 

• über die dauerhafte Einführung der Gleitenden Arbeitszeit, September 2015 

Dienstanweisungen 

• für den Umgang mit personenbezogenen Daten, Februar 2015 inkl. Erklärung 

• für Benutzer von DV-Geräten, September 2007 inkl. Erklärung 

• für die ordnungsgemäße Erledigung des Zahlungsverkehrs, April 2015 

• für die Anlagenbuchhaltung, April 2015 

• für das Forderungsmanagement, April 2015 

Rahmenvereinbarungen 

• über die dauerhafte Einführung des flexiblen Arbeitsortes, Februar 2009 

Handlungsanleitungen 

• zum Umgang mit Suchtproblemen, Oktober 2011 

 

B) Korruptionsprävention/Umgang mit Eigentum der Universität Siegen 
Die Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen ist generell für alle Beschäftig-
ten der Universität Siegen verboten. Eine Ausnahme bedarf der Zustimmung der oder des Vorgesetz-
ten. „Belohnungen“ und „Geschenke“ sind dabei alle Zuwendungen, auf die die oder der Beschäftigte 
keinen Rechtsanspruch hat und die sie bzw. ihn materiell oder immateriell objektiv besser stellen (Vor-
teil). 

Führungskräfte haben bei der Korruptionsprävention Vorbildfunktion und sorgen dafür, dass ihre Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter die Regelungen zur Korruptionsprävention kennen und beachten. 

Beschäftigte sind verpflichtet, Informations- und Kommunikationssysteme sowie andere Betriebsein-
richtungen sorgfältig und zweckbestimmt zu behandeln. 

Eigentum der Universität Siegen (auch wenn es sich um Abfälle oder ausgesondertes Material handelt) 
darf grundsätzlich nicht für private Zwecke genutzt oder aus dem räumlichen Bereich der Universität 
entfernt werden. Über Ausnahmen entscheidet die Leitung des entsprechenden Dezernates bzw. Re-
ferates. 

http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/dv_-_agg.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/dv_-_agg_-_merkblatt.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/2012-08-10_dienstvereinbarung-sap12.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/dienstvereinbarung_videoueberwachung_2016-06.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/da_-_ueber_den_betrieb_der_telekommunikationsanlage.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/dv-_glaz-gesamt_neu_2015.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/da_-_fuer_den_umgang_mit_personenbezogenen_daten.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/umgangpersodaten_erklaerung.doc
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/da_benutzer_dv_v14.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/da_-_fuer_benutzer_von_dv-geraeten_-_erklaerung.pdf
http://www.uni-siegen.de/start/formularcenter/beschaeftigte/_abrechnung/dienstanweisungzahlungsverkehr.pdf
http://www.uni-siegen.de/start/formularcenter/beschaeftigte/_abrechnung/dienstanweisung_anlagenbuchhaltung_mit_anlagen.pdf
http://www.uni-siegen.de/start/formularcenter/beschaeftigte/_abrechnung/dienstanweisungforderungsmanagement_mitanlagen.pdf
http://www.uni-siegen.de/familiengerechte_hochschule/familienservicebuero/arbeitsorganisation/rahmenvereinbarung_11022009gesamt.pdf
http://www.uni-siegen.de/zuv/informationen/dienstanweisungen/da_-_handlungsanleitung_sucht.pdf
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C) Allgemeine Standardisierungen 
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